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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr, 21. 


(Nr. 10005.) Geſetz, betreffend die Disziplinarverhältniſſe der Privatdozenten an den Landes— 
univerſitäten, der Akademie zu Münſter und dem Lyceum Hoſianum zu 
Braunsberg. Vom 17. Juni 1898. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


§. 1. 

Ein Privatdozent an einer Landesuniverſität, der Akademie zu Münſter 

und dem Lyceum Hoſianum zu Braunsberg, welcher 

1) die Pflichten verletzt, die ihm feine Stellung als akademiſcher Lehrer 
auferlegt, oder . 

2) ſich durch fein Verhalten in oder außer feinem Berufe der Achtung, 
des Anſehens oder des Vertrauens, die feine Stellung erfordert, un- 
würdig zeigt, 

unterliegt den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 


$. 2. 

Das Geſetz vom 21. Juli 1852, betreffend die Dienſtvergehen der nicht 
richterlichen Beamten ꝛc. (Geſetz-Samml. S. 465), findet auf die Privatdozenten 
an den genannten Anſtalten in feinen SS. 3 bis 7, 13, 18, 22 bis 24, 27 
bis 30, 32 bis 46, 48 bis 50 und 54 mit den aus dem Geſetze, betreffend 
die Abänderung von Beſtimmungen der Disziplinargeſetze, vom 9. April 1879 
(Geſetz-Samml. S. 345) ſich ergebenden Abänderungen und mit den nad) 
folgenden beſonderen Beſtimmungen ſinngemäße Anwendung. 


§. 3. 
Die gegen Privatdozenten zuläſſigen Disziplinarſtrafen beſtehen in: 
Ordnungsſtrafen, 
Entziehung der Eigenſchaft als Privatdozent. 
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Ausgegeben zu Berlin den 4. Juli 1898. 


Ordnungsſtrafen find: 
1) Warnung, 
2) Verweis. 

Zur Verhängung derſelben iſt außer dem Unterrichtsminiſter die Fakultät 
befugt, bei welcher der Privatdozent habilitirt iſt. 

Vor Verhängung einer Ordnungsſtrafe iſt dem Privotdozenten Gelegenheit 
zu geben, fic) über die ihm zur Laſt gelegte Pflichtverletzung zu verantworten. 

Die Verhängung der Ordnungsſtrafe erfolgt unter Angabe der Gründe 
durch ſchriftliche Verfügung. 

Gegen die Verhängung einer Ordnungsſtrafe durch die Fakultät findet 
binnen einer mit der Zuſtellung dieſer Verfügung beginnenden Friſt von zwei 
Wochen Beſchwerde an den Unterrichtsminiſter ſtatt. 

§. 5. 

Der Entziehung der Eigenſchaft als Privatdozent muß ein förmliches 
Disziplinarverfahren vorangehen. 

Zur Einleitung deſſelben iſt außer dem Unterrichtsminiſter die Fakultät 
befugt, bei welcher der Privakdozent habilitirt iſt. 

Vor Einleitung des Verfahrens durch den Unterrichtsminifter iſt der 
Fakultät Gelegenheit zu einer gutachtlichen Aeußerung zu geben. 

Unterſuchungskommiſſar iſt der Univerſitätsrichter der Beamte der Staats⸗ 
anwaltſchaft wird durch den Unterrichtsminiſter ernannt. 


§. 6. 

Die entſcheidende Disziplinarbehörde erſter Inſtanz iſt die Fakultät, bei 
welcher der Privatdozent habilitirt iſt. 

In dieſer Eigenſchaft iſt die Fakultät als Provinzialbehörde im Sinne des 
Geſetzes vom 21. Juli 1852 anzuſehen. Für ihre Zuſammenſetzung ſind die⸗ 
ſelben Beſtimmungen maßgebend, welche ſonſt für die Geſchäftsführung der 
Fakultät gelten. 


m 


da 

Die im letzten Abſatze des $. 45 des Geſetzes vom 21. Juli 1852 vor- 
geſehene mündliche Verhandlung muß ſtattfinden, ſofern der Angeſchuldigte Dar: 
auf anträgt. In derſelben iſt ein von dem akademiſchen Senat zu bezeichnendes 
Mitglied der Univerſität zu hören. 

Dem Angeſchuldigten ſteht es frei, ſich bei der mündlichen Verhandlung 
des Beiſtandes eines Rechtsanwaltes als Vertheidigers zu bedienen. 


F. 8. 
Es bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten, die Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes auch auf die Privatdozenten an techniſchen und ſonſtigen Hochſchulen 
in einer der Verfaſſung dieſer Anſtalten entſprechenden Weiſe auszudehnen. 
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Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen der für die Landes— 
univerſitäten ꝛc. ergangenen Ordnungen (Univerſitäts-, Fakultäts⸗Statuten, Regle⸗ 
ments ꝛc.) find aufgehoben. 

Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten 
iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 17. Juni 1898. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Boſſe. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. Brefeld. Gr. v. Poſadowsky. v. Bülow. 
Tirpitz. 
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